
THEMA

Wohlfahrtsverbände und Träger stehen durch Privatisie-
rung und Ökonomisierung in der Gefahr, soziale Einrich-
tungen als reine Dienstleister zu betrachten. Gemeinwe-
senbezogene Ambitionen über das eigene Fachgebiet
hinaus gehen verloren. Dabei können soziale Organisa-
tionen durch die Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-
gern manches hinzugewinnen: Geld, Sachgüter, Wissen,
Mitarbeit, politische Unterstützung, Vertrauen.
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PARTIZIPATION

Mehr Demokratie wagen

gegrenzten Fachgebietes versteht, son-
dern als gemeinwesenorientierter Ak-
teur, der über die sozialen Dienste hin-
aus wichtige Funktionen für unsere
demokratische Gesellschaft erbringt.

Gemeinnützige Organisationen inte-
grieren Menschen und helfen ihnen da-
bei, ihre Interessen zu vertreten. Ge -
meinnützige Einrichtungen spielen im
Idealfall die Rolle von »laboratories for
citizenship« (Suárez 2009, 270), in de-
nen Menschen Beteiligungsräume und
Beteiligungsmöglichkeiten vorfinden
und darin unterstützt werden, Beteili-
gungskompetenzen zu entwickeln. Ge-
meinnützige Organisationen haben eine
Brückenfunktion inne, indem sie den
Einzelnen mit dem öffentlichen Raum
und mit dem Gemeinwesen verbinden.

Diese wichtige Funktion von Dritte-
Sektor-Organisationen trat im wohl-
fahrtsverbandlichen Bereich in den
 vergangenen Jahren durch dessen Öko-
nomisierung in den Hintergrund. Viele
verbandliche Einrichtungen sehen sich
als reine Sozialunternehmen, die be-
stimmte Dienstleistungen erbringen. Sie
haben keine gemeinwesenbezogene Am-
bitionen über ihr enges Fachgebiet hin-
aus. In diesen Einrichtungen wird auch
das freiwillige Engagement ganz dienst-
leistungsbezogen betrachtet und ohne
das emanzipatorische, bürgerschaftliche
Potential, das diesem innewohnt. Wie

Bürger wollen mehr Mitsprache. Im po-
litischen Bereich werden deshalb Bür-
gerhaushalte, Bürgerentscheide, Online-
Konsultationen und die Beteiligung von
Bürgern an der Planung und Umsetzung
von Großprojekten diskutiert und um-
gesetzt.

In der verbandlichen Wohlfahrtspfle-
ge, die einen bedeutenden Teil des Drit-
ten Sektors bildet, stehen Bürger zumeist
am Rand, wenn es darum geht, Entschei-
dungen über die Planung und Ausgestal-
tung sozialer Dienste zu treffen. Bürger
sind als ehrenamtliche Helfer, die tat-
kräftig in den Einrichtungen mitarbei-
ten, gerne gesehen. Im Hintergrund steht
dagegen ihr Potential als Mitplaner und
Mitentscheider.

Demokratie darf sich aber nicht nur
auf den politischen Raum beschränken,
sondern sie muss auch jenen Bereich um-
fassen, der Teil der alltäglichen Lebens-
welt von Bürgern ist, nämlich den ge -
meinnützigen Sektor. Hier müssen
Bürger die Chance bekommen, sich jen-
seits von Mitgliedschaft und Vereins-
und Verbandsstrukturen inhaltlich ein-
zubringen – nicht nur als »Klienten«,
»Angehörige« oder »freiwillige Helfer«,
sondern als Bürger, die das Gemeinwe-
sen mitgestalten.

Es ist wichtig für die Zukunft der ver-
bandlichen Wohlfahrtspflege, dass sie
sich nicht nur als Dienstleister eines ab-
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Sackgasse und Identitätskrise geraten.
Worin liegt heute noch sein Alleinstel-
lungsmerkmal? Was leistet er, was nicht
auch gute gewerbliche Anbieter leisten
können?

Wir brauchen eine Renaissance der
verbandlichen Wohlfahrtspflege. Deren
Zukunft muss sich auf die Zivilgesell-
schaft gründen, nicht auf den Staat. Im
Mittelpunkt muss die Verankerung im
Gemeinwesen stehen, nicht die soziale
Dienstleistung.

Gestärkt werden müssen die demo-
kratischen Funktionen des wohlfahrts-
verbandlichen Bereichs: Es geht darum,
aus Klienten, Angehörigen, freiwilligen
Helfern und Nachbarn im Stadtteil Bür-
ger zu machen, die mitgestalten und mit-
entscheiden. Die Bürgerschaft braucht
auch im Dritten Sektor verbriefte Rechte
und Partizipationsmöglichkeiten. Es

manchen im Sozialsektor den Zweifel,
ob es wirklich sinnvoll ist, ganz auf eine
Ressourcenquelle – nämlich den Staat –
zu setzen und es nicht doch ratsamer wä-
re, die Bürgerschaft als Geber von Res-
sourcen wie Geld, Wissen, Sachgüter,
politische Unterstützung stärker ins Au-
ge zu fassen.

Auch der marktwirtschaftliche Dis-
kurs der vergangenen Jahre hat im Sozi-
alsektor den demokratischen Diskurs
verdrängt. Es kam in den Einrichtungen
zu einer gewissen Entpolitisierung, zu ei-
ner Abwendung vom öffentlichen Raum
und einer Beschränkung auf die eigenen
betrieblichen Angelegenheiten, die die
gemeinwesenbezogenen Verbindungen
und Funktionen der Freien Wohlfahrts-
pflege schwächte.

Der wohlfahrtsverbandliche Bereich
ist durch diese Entwicklungen in eine

konnte es zu dieser Entwicklung kom-
men?

Die vom Staat forcierte Vermarktli-
chung des Sozialsektors hat den binne-
norientierten Blick in Non-Profits ge-
stärkt, die im letzten Jahrzehnt
hauptsächlich mit der internen Effizi-
enz- und Effektivitätssteigerung befasst
waren, und darüber die Verbindungen
hin zur Bürgerschaft vernachlässigt ha-
ben.

Diese Vernachlässigung der zivilge-
sellschaftlichen Kontakte ist auch der
Staatsfixierung der Wohlfahrtsverbände
geschuldet. Die Beziehungen zu den
staatlichen Institutionen und die Res-
sourcen der öffentlichen Träger – beides
wird weit höher geschätzt als die Res-
sourcen der Bürger und die Beziehungen
hin zur Zivilgesellschaft. Erst die staatli-
che Spar- und Kürzungspolitik weckt bei

Wohlfahrtsverbände brauchen für die Umsetzung einer demo-
kratischen Governance meh rere Elemente:

1.
ein verbandliches Selbstbild, das sich nicht in der
Dienstleis tungsfunktion erschöpft, sondern die Mitge-

staltung des Gemeinwesens einbezieht

2.
dezentrale Organisations- und Entscheidungsstruktu-
ren. Diese ermöglichen eine effektive Einbeziehung von

Bürgern und Mitarbeitern in die Entscheidungsfindung (Pe-
stoff, 2009, 222).

3.
eine Haltung, die Bürger und ihre Ressourcen wert-
schätzt und den Aufbau eines gemeinsamen Verhältnis-

ses auf Augenhöhe erlaubt

4.
ein breites Portfolio an Beteiligungsmöglichkeiten für
Bürger, das die folgenden Stufen umfasst: Information,

Anhörung, Einbeziehung, Mitbestimmung, teilweise Entschei-
dungskompetenz, Entscheidungsmacht (vgl. Abbildung »Krei-
se der Entscheidung« von Wright/Block/Unger 2010, 82). Die
Zukunft gehört der Zusammenarbeit von Profis und Bürgern,
also der Koproduktion sozialer Dienste, die Bürger in die kon-
zeptionelle Arbeit mit einbezieht.

5.
die Förderung der Beteiligungskompetenzen von Bür-
gern. Die Wenigsten finden alleine ihren Weg zur Partizi-

pation. In der Regel profitieren Menschen von einem Netzwerk
an zivilgesellschaftlichen Organisationen, die Beteiligungs-
möglichkeiten bieten und durch die Praxis Beteiligungskompe-
tenzen vermitteln.

6.
kooperative Kompetenzen im Verband. Dazu gehört die
Kenntnis verschiedener Partizipationsverfahren, die

Fähigkeit zur Zusammenarbeit über (Organisations-, Milieu-,
Fach-) Grenzen hinweg, Verhandlungsgeschick, Konfliktlö-
sungsmechanismen usw. (vgl. Leighninger 2010, 7). Wohl-
fahrtsverbände können hier auf den Erfahrungsschatz ihrer
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zurückgreifen, die alltäglich
im Umgang mit Klienten Kooperationsprozesse üben.

7.
einen Umgang mit dem Internet, der die Partizipationspo-
tentiale von Social Media ausschöpft und Beteiligungsan-

gebote unabhängiger von Zeit und Raum macht

8.
soziales Kapital, das Brücken zwischen den unterschiedli-
chen Communities bildet. Verbände, die sich auf ihre ei-

gene Community beschränken, versäumen es, unterschiedliche
Milieus und Gemeinschaften einzubinden. Darunter leiden die
Pluralität und die Integrationsfähigkeit eines Verbandes, aber
auch seine Ressourcenausstattung und sein Handlungspoten-
tial als Akteur, der das demokratische Gemeinwesen aktiv mit-
gestaltet.

9.
eine stärkere Betonung ihrer Funktionen als Interes-
senvertreter. Wer die Partizipation im Dritten Sektor

fördern will, sollte sich deshalb auch mit dem Stand der Inter-
essenvertretungskompetenz von Non-Profit-Organisationen
befassen.

Brigitte Reiser

Neun Wege in die Zukunft

THEMA 
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THEMA

Dritten Sektor schwächt und ihn gefügig
macht, schwächt er auch immer die Par-
tizipationsmöglichkeiten der Bürger und
die Bürgergesellschaft insgesamt. ■

(National League of Cities 2004, zit.
nach Leighninger 2010, 1). Notwendig
hierfür ist eine Veränderung der Struk-
turen und der Führung in Non-Profit-
Organisationen und ein Verhältnis zu
den Bürgern auf Augenhöhe.

Merke: Perfektion führt nicht zur
Partizipation
Wenn Einigkeit darüber besteht, dass
man Demokratie am besten in demokra-
tischen Institutionen lernt, dann hat die
Freie Wohlfahrtspflege, die mit über
hunderttausend Einrichtungen in unse-
rem Land vertreten ist und in jeder Kom-
mune eine bedeutende Rolle spielt, eine
eminent wichtige Funktion für unser Ge-
meinwesen inne. Wohlfahrtsverbandli-
che Einrichtungen können als »Schulen
der Demokratie« wirken und Bürgern
die Chance zur Mitgestaltung eröffnen.

Notwendig hierfür ist, dass sich die
freie Wohlfahrtspflege nach außen hin
öffnet und ihre Verbindungen zur Zivil-
gesellschaft verstärkt. Kontraproduktiv
ist das Festhalten an einem perfekten –
aber intransparenten – Bild nach außen
hin. Die Probleme und Potentiale von
Non-Profit-Organisationen müssen of-
fen auf den Tisch. Nur dann erhalten
Bürger die Chance, mit ihren Kompeten-
zen und ihrem Wissen an die Arbeit ge-
meinnütziger Organisationen anzu-
docken. »Perfection does not lead to
participation« (Steve Bridger 2009) ist
ein wichtiger Merksatz für Wohlfahrts-
verbände, die sich aus Angst vor Kon-
trollverlust gegen mehr Transparenz
wehren.

Die Beteiligung von Bürgern ist für ge-
meinnützige Organisationen mit Auf-
wand verbunden – sie kostet Mitarbei-
terstunden und Geld. Non-Profits
können hierfür Mittel aus der Zivilgesell-
schaft einwerben. Gleichzeitig müssen
die Kosten für Beteiligungsverfahren in
die Leistungsvereinbarungen mit dem
Staat einfließen. Angesichts der großen
Potentiale des gemeinnützigen Sektors
für unser demokratisches Gemeinwesen
ist der Staat gut beraten, wenn er Beteili-
gungsverfahren im Dritten Sektor finan-
ziell fördert und er die Details der Imple-
mentation dem Dritten Sektor überlässt.

Von einer starken Zivilgesellschaft –
starken Bürgern und starken Institutio-
nen – profitieren unser Gemeinwesen
und unsere Fähigkeit, gesellschaftliche
Probleme zu lösen. Wenn der Staat den

kann nicht sein, dass Staat und Wohl-
fahrtsverbände allein darüber entschei-
den, wie Menschen betreut und gepflegt
werden. Dies sind Entscheidungen, die
einer Mitsprache der Bürgerschaft be-
dürfen.

Die Partizipation der Bürger darf im
Sozialsektor nicht als Bedrohung, son-
dern muss als Chance wahrgenommen
werden. Das (empirische) Wissen der
Bürger wird in den sozialen Diensten viel
zu wenig für die Planung und Implemen-
tation von Dienstleistungen genutzt.

Dabei könnten Sozialeinrichtungen
durch die Beteiligung von Bürgern eini-
ges hinzugewinnen: Neben mehr Wissen
auch mehr materielle Ressourcen, mehr
Mitarbeit und politische Unterstützung,
effizientere und effektivere Dienste, ein
größeres Vertrauen seitens der Bürger-
schaft und die Bildung von Netzwerken
in die Zivilgesellschaft hinein.

Die Legitimationskrise des wohl-
fahrtsverbandlichen Bereichs wird ver-
stärkt durch das Internet, das Bürgern
neue Möglichkeiten der Selbstorganisa-
tion an die Hand gibt. Verbände drohen
ihre intermediäre Rolle zu verlieren, weil
Bürger selber Hilfsprojekte gründen, fi-
nanzieren und Interessen vertreten. Da-
zu brauchen sie keine Verbände mehr,
nur noch Netzwerke, Fundraising-Platt-
formen, Weblogs und Campaigning-
Tools – und dies alles ist im Internet zu
finden.

Das Internet forciert auch die Beteili-
gung von Bürgern an öffentlichen Ent-
scheidungen und Beteiligungsdebatten.
Wohlfahrtsverbände müssen darauf
achten, dass sie an diesen Debatten be-
teiligt sind und von den aktuellen Ent-
wicklungen im Internet nicht abgehängt
werden.

Viele gemeinnützige Organisationen
haben das World Wide Web und Social
Media schon für sich entdeckt. Aber vie-
le möchten Social Media ausschließlich
als Marketing-Tool nutzen, unter einer
starken Kontrolle des Verbandes. Sie un-
terschätzen jedoch die Partizipationspo-
tentiale der Tools und die starke Stellung
der Internetnutzer als Informationspro-
duzenten und Netzwerker ihrerseits.

Gemeinnützige Organisationen und
hier speziell die wohlfahrtsverbandli-
chen Institutionen brauchen eine neue
Form der Steuerung: eine demokratische
Governance, die verstanden wird als
„«The art of governing in participatory,
deliberative, and collaborative ways«
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